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1. Allgemeines 

Das zurückliegende halbe Jahr war im Europarat 
durch die Frage „Griechenland" überschattet. Die 
Europäische Menschenrechtskommission legte ihren 
Bericht über Griechenland vor. Griechenland er- 
klärte auf der Sitzung des Ministerkomitees im De- 
zember 1969 seinen Austritt aus dem Europarat und ; 
trat auch von der Europäischen Menschenrechtskon- | 
vention zurück. | 

Ein weiteres Ereignis, was dem Europarat eine ge- | 
wisse Publizität einbrachte, war die Europäische j 
Naturschutzkonferenz, die vom 9. bis 12. Februar i 
1970 in Straßburg stattfand und das Europäische | 
Naturschutzjahr 1970 einleitete. Einer der Schirm- | 
herren der Konferenz war der Herr Bundesernäh- ; 
rungsminister Ertl, der auch an der Eröffnungssitzung ; 
der Naturschutzkonferenz teilnahm, an der die Bun- > 
desrepublik durch eine größere Delegation vertreten | 
war. 

Seit 1. Oktober 1969 wurden zwei europäische Ver- 
tragswerke zur Zeichnung aufgelegt: 

das Europäische Abkommen über „au pair" -Be- 
schäftigte 

und das 

Europäische Abkommen über Fortsetzungen von 
Stipendien an im Ausland studierende Studen- 
ten. 

Von der Bundesrepublik wurde die Unterzeichnung 
beider Abkommen bisher zurückgestellt. Bei dem 
„au pair" -Abkommen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung die Unterzeichnung erst dann vorzunehmen, 
wenn auch Großbritannien und Frankreich unter- 
zeichnen, da diese Länder die meisten deutschen 
„au pair" -Mädchen aufnehmen, und ein Beitritt der 
Bundesrepublik erst dann interessant wird, wenn 
die in Frage kommenden deutschen Mädchen durch 
die Unterzeichnung des Abkommens geschützt und 
bessergestellt werden. Beim zweiten Abkommen 
müssen erst die innerstaatlichen Voraussetzungen 
für die Ratifikation des Abkommens geschaffen 
werden. 

In der gleichen Zeit wurden von der Bundesregie- 
rung drei europäische Vertragswerke ratifiziert: 

1. Europäisches Übereinkommen vom 6. Mai 1963 
über die Verringerung der Mehrstaatlichkeit und 
über die Wehrpflicht von Mehrstaatlern; 

2. Europäisches Übereinkommen vom 14. Dezember 
1959 über die akademische Anerkennung von 
akademischen Graden und Hochschulzeugnissen; 

3. Europäisches Übereinkommen vom 22. Januar 
1965 zur Verhinderung von Rundfunksendungen, 
die von Sendestellen außerhalb der staatlichen 
Hoheitsgebiete gesendet werden. 

Das Ministerkomitee des Europarats tagte am 12. 
und 13. Dezember 1969 in Paris. Im Mittelpunkt 
stand der Fall Griechenland. 


Auf der Ebene der Ministerbeauftragten trat das 
Ministerkomitee im Berichtszeitraum fünfmal zu- 
sammen (183.-187. Sitzung). 

Der zweite Teil der 21. Sitzungsperiode der Bera- 
tenden Versammlung fand vom 29. September bis 
4. Oktober 1969, der dritte Teil vom 22. bis 30. Ja- 
nuar 1970 statt. An der Januar-Sitzung nahmen von 
der Bundesregierung sowohl Bundesjustizminister 
Jahn als auch der Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit, Westphal, teil. Bundesminister Jahn sprach im 
Rahmen der juristischen Debatte über Fragen der 
Rechtsform in der Bundesrepublik, während Staats- 
sekretär Westphal in der Sitzung über Kultur- und 
Erziehungsfragen das Europäische Jugendwerk be- 
handelte. Beide Ansprachen fanden bei den Mitglie- 
dern der Beratenden Versammlung ein lebhaftes In- 
teresse. 

Der Gemischte Ausschuß, welcher aus den Minister- 
beauftragten und Mitgliedern der Beratenden Ver- 
J Sammlung besteht, trat am 5. März 1970 in Straß- 
burg zusammen. Die von ihm behandelten Themen 
betrafen insbesondere die Zusammenarbeit des Mi- 
nisterkomitees mit der Beratenden Versammlung, 
die Frage des Neubauprojekts des Europarats und 
anderes. 

Während der 45. Sitzung des Ministerkomitees im 
Dezember hatte sich die französische Regierung be- 
reit erklärt, dem Europarat eine Anleihe von 70 Mio 
frs zu 6,25‘^/o Zinsen zum Bau neuer Europaratsge- 
bäude zu gewähren. Die Frage des Neubaus des 
Europarats wird zur Zeit in seinen verschiedenen 
Gremien und von den einzelnen Mitgliedsregierun- 
gen geprüft. 

Der neue Generalsekretär des Europarats, Dr. Lujo 
Toncic-Sorinj, stattete der Bundesrepublik am 12. 
und 13. März 1970 seinen Antrittsbesuch ab. Es ist 
üblich, daß der neue Generalsekretär des Europarats 
den Hauptstädten der Mitgliedsländer Antrittsbe- 
suche macht. Herr Toncic wurde während seines 
offiziellen Besuchs vom Herrn Bundespräsidenten, 
dem Bundesaußenminister, dem Bundesfinanzmi- 
nister und von den Parlamentarischen Staatssekre- 
tären im Bundeskanzleramt und dem Auswärtigen 
Amt zu Gesprächen empfangen. In diesen Gesprä- 
chen und in einer Arbeitsbesprechung im Auswär- 
tigen Amt wurden die gegenseitig interessierenden 
Probleme erörtert. 

1. Politische Fragen 
a) Europäische Einigung 

Die europäische Einigung ist das Hauptanliegen des 
Europarats. Es ist daher erklärlich, daß es auch im 
Anschluß an die 45. Sitzung des Ministerkomitees 
eines der Themen des Kolloquiums war, das zwi- 
schen den Außenministern der Mitgliedstaaten und 
Mitgliedern der Beratenden Versammlung abgehal- 
ten wurde. Weitere behandelte Themen betrafen die 
Ost-/West-Beziehungen, die Frage der Europäischen 
Sicherheitskonferenz, die Ergebnisse der Haager 
Gipfelkonferenz und die Frage der Erweiterung der 
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Europäischen Gemeinschaften. Die Bundesregierung 
wurde bei dem Kolloquium durch den Parlamentari- 
schen Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Professor 
Dahrendorf, vertreten, dessen Ausführungen mit 
großer Aufmerksamkeit aufgenommen wurden. 

Anfang Oktober 1969 fand die 16. Gemeinsame Ta- 
gung der Mitglieder der Beratenden Versammlung 
und des Europäischen Parlaments statt, bei der in 
erster Linie Probleme der europäischen Zusammen- 
arbeit und des europäischen Zusammenschlusses 
diskutiert wurden. 

b) Griechenland 

Der Europarat war schon bald nach dem Staatsstreich 
vom 21. April 1967 mit der Frage der Vereinbarkeit 
der weiteren Mitgliedschaft Griechenlands mit der 
Satzung der Organisation befaßt worden. Die Be- 
ratende Versammlung hatte das Ministerkomitee 
mehrfach um eine Entscheidung daüber ersucht. 
Griechenland entschloß sich auf der 45. Sitzung des 
Ministerkomitees, der ihm gemäß Artikel 8 der 
Satzung drohenden Suspendierung durch seinen 
Austritt zuvorzukommen. Das Ministerkomitee 
stellte daraufhin in einer Entschließung fest, daß 
Griechenland die Satzung schwer verletzt habe, und 
gab der Hoffnung auf eine baldige Rückkehr zu Ver- 
hältnissen Ausdruck, die dem Land die volle Mit- 
gliedschaft wieder ermöglichen werde. 

In dem von Schweden, Dänemark, Norwegen und 
den Niederlanden gegen Griechenland angestreng- 
ten Beschwerdeverfahren nach der Europäischen 
Menschenrechtskonvention erstattete die Europäi- 
sche Menschenrechtskommission Ende November 

1969 ihren Bericht. Das Ministerkomitee wird auf 
seiner 46. Sitzung gemäß Artikel 32 der Konvention 
darüber entscheiden, ob diese verletzt worden ist 
und wie in der Angelegenheit weiter verfahren 
werden soll. Unabhängig davon hat Griechenland am 
12. Dezember 1969 die Konvention gekündigt. 

c) Beziehungen zu den Nichtmitgliedstaaten 

Der Vatikan beabsichtigt, einen Ständigen Beob- 
achter zum Europarat zu entsenden. Ein diesbezüg- 
licher Antrag wird von den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten zur Zeit geprüft. 

Israel hat den Antrag gestellt, dem Europäischen 
Übereinkommen über Gleichwertigkeit von Reife- 
zeugnissen beizutreten. Der Antrag wird zur Zeit 
vom Ministerkomitee geprüft. 

Israel hat außerdem den Wunsch geäußert, an der 
6. Europäischen Justizministerkonferenz, die im Mai 

1970 in Den Haag stattfindet, als Beobachter teil- 
nehmen zu dürfen, 

Liechtenstein ist im Berichtszeitraum fünf europäi- 
schen Vertragswerken beigetreten. 

An der Europäischen Naturschutzkonferenz im Fe- 
bruar 1970 hatten Beobachter aus Finnland, Spanien, 
Portugal, Liechtenstein, Israel, den USA und Kana- 
da teilgenommen. Die ebenfalls eingeladenen Ost- 
blockstaaten hatten keine Beobachter entsandt. 


Finnland, Spanien, Portugal und Jugoslawien sind 
eingeladen worden, zu der vom 9. bis 11. September 
1970 in Bonn stattfindenden Europäischen Raum- 
ordnungsministerkonferenz Beobachter zu entsen- 
den. 

2. Zwischenstaatliche Zusammenarbeit - 
Arbeitsprogramm 

Von der Beratenden Versammlung waren auf der 
Sitzung im September 1969 mehrjährige Arbeitspro- 
gramme und eine Beteiligung der Beratenden Ver- 
sammlung bei der Aufstellung der zwischenstaat- 
lichen Arbeitsprogramme angeregt worden. Das Mi- 
nisterkomitee trug diesen Anregungen Rechnung 
und beschloß, in Zukunft zweijährige Arbeitspro- 
gramme aufzustellen, die der Beratenden Versamm- 
lung zur Stellungnahme zugeleitet werden soll. 


11. Tätigkeit des Europarats auf Einzelgebieten 
1. Recht 

a) Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

Am 18. November 1969 wurde der Bericht der Men- 
schenrechtskommission über den Fall Griechenland 
dem Ministerkomitee zugeleitet, das damit als Organ 
gemäß Artikel 32 der Konvention zur Entscheidung 
berufen ist. 

Der vom Schweizer Bundesrat im Dezember 1968 
empfohlene Beitritt der Schweiz zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention wurde im Oktober 1969 
von den Schweizer Bundesländern verworfen. 

Von der französischen Regierung wird die Ratifizie- 
rung der Europäischen Menschenrechtskonvention 
zur Zeit erneut eingehend geprüft. 

Der Sachverständigenausschuß für Menschenrechts- 
fragen hielt vom 13. bis 27. Oktober 1969 seine 
27. Tagung ab. Er behandelte hauptsächlich das Recht 
der Privatsphäre und das Problem ihrer Beeinträch- 
tigung durch moderne wissenschaftliche und tech- 
nische Entwicklungen. 

b) Europäischer Ausschuß für juristische Zusammen- 
arbeit (CCJ) 

Der Europäische Ausschuß für die juristische Zusam- 
menarbeit (CCJ) hielt seine 12. Arbeitstagung vom 
1. bis 5. Dezember 1969 in Straßburg ab. Er befaßte 
sich mit der Frage der Vereinheitlichung von ver- 
schiedenen Rechtsbegriffen. 

c) Verschiedenes 

Vom Ministerkomitee wurden seit Oktober 1969 
folgende Übereinkommen auf dem Rechtsgebiet an- 
genommen: 

- Europäisches Übereinkommen über internationale 
Anerkennung von Gerichtsurteilen in Strafsachen; 

- Europäisches Übereinkommen über die Repatriie- 
rung Minderjähriger; 
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- Europäisches Übereinkommen über Sperrung von 
Inhaberpapieren im internationalen Verkehr.. 

Alle drei Übereinkommen werden anläßlich der 6. 
Justizministerkonferenz am 26. Mai 1970 in Den 
Haag zur Zeichnung aufgelegt werden. 

Im Sachverständigenausschuß für Staateniminunität 
ist im Dezember 1969 die Behandlung des Entwurfs 
eines Übereinkommens fortgesetzt worden, das die 
Fragen regeln soll, die mit der Verklagbarkeit eines 
Staates Zusammenhängen, der in einem anderen 
Staat nichthoheitlich tätig wird. 

2. Kultur und Wissenschaft 

a) Rat für Kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 

Der von Deutscher Seite im Rat für Kulturelle Zu- 
sammenarbeit des Europarats eingebrachte Plan zur 
Schaffung eines Europäischen Jugendwerks wurde 
auf der Tagung des CCC-Ausschusses für außer- 
schulische Erziehung am 3. bis 7. November 1969 in 
Straßburg und auf einer Arbeitsgruppentagung am 
8. 9. Januar 1970 in Bonn erörtert. Das Ergebnis 
dieser Arbeitsgruppentagung ist dem CCC auf seiner 
17. Tagung vom 13. bis 19. Februar 1970 vom Parla- 
mentarischen Staatssekretär im Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit vorgetragen 
worden. 

Seit Oktober 1969 hat der Rat für Kulturelle Zu- 
sammenarbeit fünf Seminare und fünfzehn Sachver- 
ständigentreffen veranstaltet, bei denen jeweils auch 
die Bundesrepublik Deutschland vertreten war. 

b) Europäische Konferenz der für die Erhaltung des 
europäischen Kulturguts zuständigen Minister der 
Mitgliedstaaten des Eiiroparats 

Vom 25. bis 27. November 1969 fand in Brüssel eine 
Europäische Konferenz der für die Erhaltung des 
europäischen Kulturguts zuständigen Minister der 
Mitgliedstaaten des Eiiroparats statt. Beobachter zu 
dieser Konferenz hatten die dem Rat für Kulturelle 
Zusammenarbeit angehörenden Nichtmitgliedstaaten 
Finnland, Spanien und der Vatikan entsandt. 

c) Verschiedenes 

Während der Herbsttagung der Beratenden Ver- 
sammlung wurde von Vertretern der Mitgliedstaaten 
des Europarats eine Urkunde unterzeichnet, die in 
den Grundstein des Europäischen Jugendzentrums 
eingeschlossen werden soll, und mit dessen Bau in 
Straßburg im Mai 1970 begonnen wird. Es ist vorge- 
sehen, die Bauarbeiten bis Herbst 1971 abzuschlie- 
ßen. 

Vom Ministerkomitee wurde beschlossen, die dies- 
jährige Filmwoche des Europarats vom 30. Juni bis 

3. Juli 1970 in Berlin stattfinden zu lassen. 

3. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 

Zur Eröffnung des Europäischen Naturschutzjahres 
1970 fand, wie bereits erwähnt, vom 9. bis 12. 
Februar 1970 in Straßburg eine Europäische Natur- 


schutzkonferenz statt, an der zahlreiche Delegierte 
aus allen Mitgliedstaaten des Europarats sowie 
Beobachter aus Finnland, Israel, den USA und 
Kanada teilnahmen. Die Arbeit der Konferenz fand 
ihren Niederschlag in einer Erklärung, in der u.a. die 
Einberufung einer Europäischen Ministerkonferenz 
gefordert wird, die sich mit der Koordinierung der 
auf dem Gebiet des Naturschutzes zu ergreifenden 
Maßnahmen und mit der Harmonisierung der Gesetz- 
gebung befassen soll. 

Im November 1969 ist der erste Band des Europäi- 
schen Arzneimittelbuches erschienen. Vom Vor- 
sitzenden der Europäischen Arzneimittel-Kom- 
mission wurde dem Generalsekretär des Europarats 
in einer Sondersitzung eine Kopie des Werkes feier- 
lich überreicht. 

Vom Ministerkomitee wurde beschlossen, die von 
der Europäischen Arzneimittel-Kommission ange- 
nommenen Monographien am 1. Januar 1972 in den 
Unterzeichnerstaaten des Teilabkommens in Kraft 
treten zu lassen. 

Im Sachverständigenausschuß für Luftreinhaltung 
wurde eine Empfehlung erarbeitet, um grenzüber- 
schreitenden Luftverunreinigungen entgegenzuwir- 
ken. Kern dieser Empfehlung ist, bei der Genehmi- 
gung eines Betriebes, der eine Luftverunreinigung 
verursachen kann, die Interessen der eigenen Bevöl- 
kerung und derjenigen angrenzender Staaten zu be- 
rücksichtigen. 

4. Raumordnung 

Der iin Dezember 1967 gebildete ad hoc-Ausschuß 
für Zusammenarbeit in kommunalen und regionalen 
Angelegenheiten wurde vom Ministerkomitee im 
November 1969 in einen Ständigen Ausschuß umge- 
wandelt. Mit dieser Entscheidung wurde u.a. dem 
Wunsch der Europäischen Kommunalkonferenz 
Rechnung getragen. 

Die Vorarbeiten für die im September 1970 in Bonn 
stattfindende Raumordnungskonferenz werden in 
Ausschußsitzungen fortgeführt. 

Vom Generalsekretär des Europarats wird erwogen, 
alle Fragen des Naturschutzes, der Raumordnung, 
der kommunalen und regionalen Angelegenheiten 
sowie weitere Spezialgebiete in einer besonderen, 
aus der Direktion für Wirtschaft und soziale Ange- 
legenheiten auszugliedernden Abteilung zusammen- 
zufassen. Die Diskussion hierüber ist noch im Gange. 


IIL Zusammenfassung 

Der Europarat hat auch im letzten halben Jahr seine 
Arbeit auf vielen Einzelgebieten erfolgreich fortge- 
setzt. Eine gewisse Intensivierung und Steigerung 
seiner Aktivität mag mit der Neubesetzung im Amt 
des Generalsekretärs im Zusammenhang stehen. 
Viel wird davon abhängen, ob es gelingt, die Arbeit 
des Europarats zu straffen und zu rationalisieren, 
damit der Europarat nicht der Gefahr verfällt, sich 
durch ständige Aufnahme neuer Projekte zu ver- 
zetteln. 
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